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Mittwoch, den 25. November. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe No. 5. 


wie auswä önigl. 
nn nien dean alten 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Eine 9 amburg, 24. November. 

2 eute ſtattgehabte Verſammlung von Abge⸗ 

neteu und Stellvertretern der holſteiniſchen Stände, 

— welcher ſich auch die Ritterſchaft zahlreich bethei= 
ide, beſchloß einſtimmig, die Eingabe der 25 Abge⸗ 

ordneten vom 19. d. Mts. an die deutſche Bundes 

Verſammlung gutzuheißen. 

— Weitere 38 Mitglieder, darunter Baron Blome, 
haben die Eingabe nachträglich unterzeichnet. 

Hannover, Dienſtag 24. November. 

Der König empfing heute perſönlich die Deputation 
der ſtädtiſchen Behörden und nahm die zu Gunſten 
Schleswig- Holſteins beſchloſſene Adreſſe aus ihren 
Händen entgegen. Seine Antwort war allgemein ge⸗ 
halten: er werde ferner in der Sache Holſteins thätig 
ſein; der Ausſchuß des Bundestages werde die Erb⸗ 
ſchaftsſache unparteiiſch prüfen. 

a Frankfurt a, M., 23. November. 

Die „Sünddeutſche Ztg.“ erfährt, daß der Chef des 

eneralftabes der Preußiſchen Armee, General⸗Lieu⸗ 
tenant Freiherr von Moltke, heute eine Konferenz 
mit dem öſtereichiſchen Generalmajor Freiherrn Rzi⸗ 
kowsky von Dobrſchitz, mit dem hannöverſchen Ge— 
neral-Major Schultz und dem ſächſiſchen Major von 

Brandenſtein gehabt habe. 

— Die heutige „Frankf. Poſtztg.“ enthält fol⸗ 
gende Mittheilung: Die geſtern hier verſammelten 
großdeutſchen Notabeln Heſſen⸗Darmſtadts, Naſſaus 
Frankfurts beſchloſſen, ſämmtlichen großdeutſch geſinn⸗ 
ten Vereinen eine Reſolution dahin vorzuſchlagen: die 
Erwartung auszuſprechen, der Bund werde Herzog 
Friedrich von Schleswig⸗Holſtein-Auguſtenburg als 
Bundesmitglied anerkennen, demſelben den vollen in 
der Bundesverfaſſung begründeten Rechtsſchutz gewäh⸗ 
ren, alle nöthigen Maßregeln ergreifen, um die Be⸗ 


völterungen Holſtein⸗Lauenburgs gegen Rechtsver⸗ 
letzungen zu wahren. Die Reſolution ſchließt: Bei 


dem rein nationalen Charakter der ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſchen Frage ſteht das deutſche Volk einmüthig zu⸗ 
ſammen und kennt keinen Unterſchied politiſcher An⸗ 
ſchauung. Es erwartet die gleiche Geſinnung von 
ſeinen Regierungen. 
Dresden, Dienſtag 24. November. 
Eine in Betreff Schleswig Holſteins an ihn ge⸗ 
richtete Interpellation beantwortend gab der Miniſter 


2. Beuſt heute in der zweiten Kammer folgend 
Erklärungen ab ’ akk 


Der ſächſiſche Geſandte am Bundes tage war in⸗ 
ſtruirt, gegen die Zulaſſung des däniſchen Geſandten 
entſchieden aufzutreten. In Folge der Bundestags⸗ 
Sitzung vom 20. d. M. hat derſelbe ferner geſtern 
die Weiſung erhalten, folgende Anträge an den Bund 
zu bringen, 1) bis zum Austrage der Sache den 
däniſchen Geſandten zu den Bundes verhandlungen 
nicht zuzulaſſen; 2) das Exekutionscorps mit erforder⸗ 
lichen Verſtärkungen die Herzogthümer Holſtein und 
Lauenburg bis zu dem Zeitpunkte beſetzen zu laſſen, 
wo der Bund beide Länder dem von ihm als recht- 
mäßig erkannten Nachfolger übergeben könne. Der 
Miniſter bezeichnet dieſe Maßregel als eine korrekte, 
wirkſame, für alle Bundesmitglieder mögliche. Einig⸗ 
keit ſei vor allem Bedürfniß und ebenſoſehr ſchnelle 
aber ſtrenge Prüfung des Rechts, wo das Recht viel⸗ 

icht gegen die Macht zu ſchützen ſein werde. 
55 ſen werde ſeine völlig freie Abſtimmung ledig⸗ 
fol nach gewiſſenhafter Ueberzeugung bemeſſen. Es 
“he Zweifel beſtehen, daß in Sachſen an maß⸗ 
er Stelle gutes Recht ebenſo ſichere Stätte 


Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Daliger Dampfboot 


1863. 


Zuſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemever'sCentr.⸗Ztgs.⸗ u. Ann onc.⸗Bür. 
In Leipzig: Illgen & Fort. 

In Breslau: Louis Stangen's Annoncen-Büreau, 
In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


finde, als Deutſchlands Ehre. Komme es zum Han⸗ 
deln, ſo werde Sachſen nicht im letzten Treffen zu 
finden ſein. Dieſer Antwort folgten Bravorufe aus 
der Kammer und von den überfüllten Tribünen. 

Darmſtadt, Dienſtag 24. November. 
Die Kammer der Abgeordneten hat einſtimmig 
beſchloſſen, die Regierung zu erſuchen, durch Aner- 
kennung des Prinzen von Auguſtenburg als Herzog 
von Schleswig⸗Holſtein das Recht und die Integri— 
tät Deutſchlands zu wahren, und die Bereitwilligkeit 
der Kammer zu erklären, die Regierung mit allen 
Mitteln des Landes zur Durchführung dieſes Rechtes 
zu unterſtützen. 

Stuttgart, Dienſtag 24. November. 
Die Abgeordnetenkammer beſchloß einſtimmig die 
Regierung zu erſuchen, mit allen Mitteln für Schles- 
wig⸗Holſteins Rechte einzutreten. f 

Stockholm, Dienſtag 24. November. 
Der Miniſter des Auswärtigen Graf Manderſtröm 
theilte heute dem Reichstage mit, daß der König ſchon 
unterm 15. d. die Einladung des Kaiſers Napoleon 
beantwortet habe und willens ſei, perſönlich an dem 
Kongreſſe theilzunehmen. 

London, Dienſtag 24. November. 
Der Poſtdampfer „Heela“ hat New-Vorker Nachrichten 
vom 11. d. nach Cork gebracht. Der Staatsſekretär 
Seward hat die Erlaubniß, für Juarez zu werben, 
verweigert. Perſonen, die ſich damit abgegeben, ſollen 
gerichtlich verfolgt werden. f 
— Ueber Suez von geſtern eingetroffene Nach⸗ 

richten aus Hongkong vom 26. M. melden, daß 
in Japan ein franzäſiſcher Offizier ermordet, ſofortige 
Genugthuung gefordert und Feindſeligkeiten der ver⸗ 
einigten engliſchen und franzöſiſchen Streitkräfte er- 
wartet werden. 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
7. Sitzung. Montag, 23. November, 

(Schluß.) 

Es folgt das Referat der VI. Abtbeilung. Dieſe 
Abtheilung hat u. A. die Prüfung der Wahl des Landraths 
Hoffmann (Jüterbogk) vorzulegen. Gegen dleſe Wahl 
haben ſich mehrere Bedenken herausgeſtellt, welche der 
Referent vorträgt. Die einzelnen Punkte ſind bei der 


leiſen Sprache des Referenten — er wird oft durch den 


Ruf „lauter!“ unterbrochen — nicht ſpeziell wiederzuge. 
ben. Zunächſt tft der Landrath Hoffmann mit 104 gegen 
den Regierungsrath Krieger mit 101 Stimmen gewählt. 
Hoffmann war Wahlkommiſſarius und Landrath zugleich. 
Eine Anzahl der Proteſte gegen dieſe Wahl find einge» 
gangen, darunter mehrere, die mit Zeugen» und Beweis. 
mitteln vollſtändig verſehen find, Dieſe Angaben, die 
namentlich die Haltung des Landraths Hoffmann vor 
den Wahlen betreffen, ſind der Art, daß die Abtbeilung 
es für unerläßlich gehalten habe, die Beanſtandung der 
Wahl zu beantragen, um ſich über die angegebenen 
Thatſachen durch eidliche Vernehmung der genannten Zeu- 
gen Aufklärung zu verſchaffen. 

Abg, Hoffmann (Jüterbogk) erklärt, er ſei ohne 
ſein Zuthun vor vier Monaten zum Landrath ernannt 
worden und zwar zur Freude der Kreisinſaſſen, da er 
in allen ſeinen früheren Stellungen Recht und Geſetz 
zur Geltung gebracht, ohne Anſehen der Perſon. Man 
habe nicht bloß formelle Mängel bei feiner Wahl hervor- 
gehoben, ſondern directe Anſchuldigungen gegen ihn vor⸗ 
gebracht, denen er entgegentreten muͤſſe. Der Redner 
gebt darauf die einzelnen Punkte durch und beſtreitet 
überall die gegen ihn erhobenen Beſchuldigungen. 

Abg. Jung legt Gewicht auf das Zuſammentreffen 
ſo vieler „Momente: der Betheiligte ſei Landrath, 
Wablkommiſſar, Candidat in einer Perſon geweſen: die 
Majorität ſei für ihn nur eine geringe geweſen, — er 
ſelber müſſe daher wünſchen, daß das Haus ſeine Wahl 
beanſtande. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Wenn 


der König den Beamten verfaſſungsmäßig rufe, ſo ſei 
derſelbe verpflichtet, ſeinem Könige zu folgen und der 
Wahlerlaß babe nicht nur den Schwur der Treue gegen 
den König herausgehoben, ſondern auch den auf die 
Verfaſſung geleifteren Eid. Er frage, ob man mit irgend 
welcher Berechtigung die die Richtigkeit dieſer Sache be⸗ 
ſtreiten wolle. Trete die Regierung an diejenigen Be- 
amten heran, welche ſie an wichtige Stellen geſtellt habe 
— die Negierungspräfidenten und Landräthe z. B. — , 
mit der Forderung, ſie mit ihrer ganzen Ueberzeugun 
zu unterſtützen, namentlich aber berichtigend, — . 
und aufmunternd auf die Bevölkerung zu wirken, dann 
agitiren dieſe Beamten, wenn ſie jener Aufforderung 
Folge leiſten, nicht, dann wirken fie. 

Abg. Graf Schwerin: Die Erörterungen, welche 
man ſoeben vernommen habe, hätten jedenfalls den Ein- 
druck gemacht, daß es ganz zweckmäßig geweſen ſei, wenn 
ein früheres Miniſterkal⸗Reſeript anordnete, daß Wahl⸗ 
kommiſſarien nicht zugleich Candidaten ſein können. 
(Sehr richtig!) Er babe nun vernommen, daß jenes 
ältere Reſeript durch ein ſpäteres vom 4. April 1862 
aufgehoben ſei, und möchte der Regierung anheimge ben, 
ob es nicht zweckentſprechend fein möchte, jenes Reſcript 
wiederherzuſtellen. (Bravo!) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er müſſe 
das Faktum conſtatiren, daß dieſes Reſeript, bereits von 
ſeinem Vorgänger aufgehoben ſei. 

Abg. Schulze (Berlin): Nicht eher könne ein Ur- 
theil in dieſer Sache gefällt werden, als bis dieſelbe 
klar geworden. Wenn es ſei, wie der Abgeordnete Hoff⸗ 
mann verſichert habe, ſo ſei die Unterſuchung noch 
nothwendiger. Es ſei möglich, daß in manchen Fällen 
die amtliche Gewalt weit ſtärker angewendet ſei, als in 
dem vorliegenden; der Landrath Hoff mann habe nur das 
Unglück gehabt, daß bei ihm gerade die Dinge zur Sprache 
gekommen ſeien. 

Abg. Dr. Faucher: Es ſei gerade nach den Mit⸗ 
theilungen des Abgeordneten Hoffminn nothwendig, das 
Syſtem im Ganzen vor den Richterſtuhl der öffentlichen 
Meinung zu ziehen. Durch die Volksvertretung ſolle 
der Inhaber der Macht gewarnt werden, die Macht zu 
mißbrauchen. Werde dem offengelegten Syſtem nicht 
entgegengetreten, fo ſei der ganze Nutzen der Volkever⸗ 
tretung beſeitigt. Habe man erſt wieder nur Landräthe 
und Schulzen in der Kammer, dann ſäßen eben nur 
Behörden, die gewarnt werden ſollten, in der Kammer, 
und dieſe könnten ſich doch nicht ſelbſt warnen. R 

Abg. Graf Wartensleben. Eine Regierung müſſe 
Einfluß haben; fo wenig man ein Butterbrot eſſen könne 
ohne Butter, ſo wenig kann eine Regierung beſtehen 
ohne Einfluß. (Bravo rechts, Gelächter links.) Und 
wenn dieſer Einfluß auch ein wenig ſtark ſei, fo ſei 
dies nur ſo wie, wenn die Butter ein wenig zu ſtark 
geſalzen ſei. Ri 

Abg. Tweſten. Er benutze dieſe Gelegenheit, um 
gegen die Beeinfluſſung ſeine Stimme zu erbeben, welche 
man feit einiger Zeit gegen die Gemeindebeamten ins 
Werk geſetzt habe (hört, hört!); es ſei dies ein Theil des 
Syſtems und betreffe nicht blos die Wahlen. Eine 
Regierung, welche nicht den Einfluß auf ihre Beamten 
beſitze, daß dieſelbe auch bei den Wahlen für ſie eintreten, 
könne nicht beſteben; das ſei ganz richtig bei einer Regie⸗ 
rung, die ſo einſam und iſolirt im Lande ſtehe, wie tie 
gegenwärtige Staatsregierung. (Hört, hört!) Außer 
dem geſellſchaftlichen Kreiſe, der zu ihr ſtehe, habe fie 
Niemand für ſich aufzubieten, als diejenigen, welche ſie 
direkt oder indirekt beeinfluſſen kann. (Hört, hört!) Eine 
ſolche Regierung, müſſe allerdings ganz folgerichtig 
dazu gelangen, ihren Einfluß auf alle ihr irgend 
zugänglichen Gebiete auszudehnen. Er frage, was 
die Communalverwaltung mit der Politik des je⸗ 
weiligen Miniſteriums zu ſchaffen habe. Er er. 
innere daran, daß der Miniſterpräſident in Gaſtein 
den Rath zur Auflöfung der Berliner Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung ertheilt habe. Er erkenne dankbar an, 
daß die Ausführung an dem Widerſpruch des Miniſters 
des Innern geſcheitert ſei. Es habe aber die Atficht 
vorgewaltet, durch dieſen Schlag gegen die größte Com- 
mune der Monarchie die ſelbſtſtändige Gemeinde. Ver⸗ 
waltung zu brechen, binter die Stein» und Hardenberg” 
ſche Geſetzzebung zurüdzugehen und ein ſtädtiſches NKegie 
ment durch königliche Commiſſarien führen zu laſſen. 
Auf dieſe Weiſe ſolle nach dem Beiſpiele Frankreichs ein 
Syſtem der Centraliſation angebahnt werden, wie es 


ſtraffer nicht im abſoluten Staate beftanden. Es ſei 
daher Pflicht des Hauſes, bei jeder Gelegenheit die com- 
munale Seibftftändigfeit zu wahren und gegen willkür⸗ 
liche Eingriffe zu ſchützen. (Bravo.) 

Minifter des Innern Graf Eulenburg: Ein Bor- 
redner habe trotz feiner neulichen Verſicherungen, wie ⸗ 
derholt eine Interpretation des Wahlerlaſſes verſucht. 
Er wiederhole heute dieſe Verſicherung, daß Niemand, 
auch kein Beamter, der bloßen Stimmabgabe wegen ver⸗ 
antwortlich gemacht werden ſollte; es habe auch bei 
den Regierungen über diefe feine Intention kein Zwei⸗ 
fel obgewaltet, wie der Umſtand beweiſe, daß keine des. 
fallſige Anfrage an ihn gerichtet worden je. Wenn 
einzelne Perſonen eine mißbräuchliche Anwendung von 
ſeinem Wahlerlaß in dieſer Beziehung gemacht, ſo ſei er 
bereit abzuhelfen. Er bitte nur, etwaige Beſchwerden 
nicht ihm, ſondern an die Regierungen direkt zu richten, 
da dieſelben bereits zur Abhülfe angewieſen ſeien. Der 
Vorredner habe darüber Beſchwerde geführt, daß die 
Gemeindebeamten als Staatsbeamte behandelt würden. 
Dies ſtehe aber in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze, 
wonach die Gemeindebeamten mittelbare Staatsbeamte 
ſeien. Was das Recht der Beſtätigung der ſtädtiſchen 
Beamten betreffe, jo ſei dieſelbe ein poſitives Recht der 
Regierung und habe ſie über die Ausübung deſſelben 
Niemandem, auch nicht dem Abgeordnetenhauſe Rechen- 
ſchaft zu geben. Gerade in ſolchen Kriſen des Staats 
lebens, wie die gegenwärtige, halte es die Staatsregie⸗ 
rung für ihre Pflicht, die Beſtätigung namentlich in 
allen denjenigen Fällen, in welchen nach ihrer Anſicht 

olitiſche Momente und nicht die Rückſicht auf das Wohl 
er Stadt bei der Wahl obgewaltet, zu verſagen. 
(Bravo der Conſervativen.) Er glaube, der Vorredner 
müßte ſich gerade wundern, daß er in einem beſtimmten 
Falle für die Beſtätigung eines höheren ſtädtiſchen Be⸗ 
amten (des Oberbürgermeiſters Hobrecht in Breslau) 
eingetreten ſei. Wie groß die Agitation gerade der ftäd- 
tiſchen Behörden in letzter Zeit geweſen ſei, beweiſe das 
Verfahren der Gemeindebehörden in der Provinz Preu- 
ßen, wo ſie bei Gelegenheit der Reiſe des Kronprinzen 
erklärt: die Zeit ſei zu trübe, um Lichter anzuzünden, 
während das Volk mit begeiſtertem Jubel den könig ⸗ 
lichen Prinzen begrüßt habe. Einer ſolchen verwerf⸗ 
lichen Agitation der Gemeindebehörden müſſe die Regie⸗ 
rung entſchieden entgegentreten. (Bravo der Conſerva⸗ 
tiven, Ziſchen links.) 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorff: Er wolle, da die 
Sache einmal wieder zum Vorſchein gekommen, noch eine 
Thaiſache aus dem ihm naheliegenden Neiße⸗Grottkauer 
Wahlkreiſe erwähnen; dort ſeien 5 Schulzen und zwar 
Erbſchulzen, weil fie einen Aufruf bei den Wahlen un⸗ 
terzeichnet, vom Amte ſuspendirt worden. Kein &e- 
richtshof würde dieſes Schriftſtück zu verurtheilen im 
Stande ſein, und er ſelbſt würde es bis auf einen nicht 

anz tactvollen Ausdruck unbedenklich unterſchrieben 
aben. Dieſe Praxis der Regierung aber greife ins 
Eigenthum über, da ſie dies auf Beſitz ruhende Amt 
berühre. j 

Abg. Haacke (Stendal) bemerkt hinſichtlich des 
Regierungs⸗Collegiums, dem er angehöre (Gumbinnen), 
daß überhaupt in jener Angelegenheit eine kollegia liſche 
Erörterung nicht für zuläſſig gehalten worden, ſondern 
der Erlaß ſo aufgefaßt worden ſei, als ſei er an die 
einzelnen Mitglieder und nicht an das Collegium gerichtet. 

Abg. Frhr. v. Ho verbeck: Er wolle den Herrn 
Miniſter über einen ſcheinbaren Widerſpruch aufklären; 
es ſei allerdings die Zweckmäßigkeit eines officiellen feſt⸗ 
lichen Empfanges des Kronprinzen Seitens der Com- 
mune geleugnet worden, ſo lange dieſes Miniſterium an 
der Spitze ſtehe, die Provinz habe aber andererſeits 
durch den herzlichen Empfang, welche fie dem kronprinz⸗ 
lichen Paare perſönlich habe zu Theil werden laſſen, zei⸗ 
en wollen, daß ihr daſſelbe perſönlich lieb und theuer 
ei. (Bravo.) 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: er 
verweiſe auf den wörtlichen Inhalt der betreffenden 
Communalbeſchlüſſe: „Die düſtere Stimmung des Lan⸗ 
des geſtatte keinerlei Art von Freudenbezeugungen.“ 

Abg. Röpell conſtatirt in Bezug auf Danzig, daß 
auch, nachdem Ihre kgl. Hoheiten den Tag in Danzig 
verweilt, von einem außerordentlichen Jubel nichts zu 
merken geweſen ſei. 

Abg. Dr. Virchow: Als Abgeordneter ſei es ſeine 
Pflicht, ſein tiefes Bedauern darüber auszuſprechen, daß 
das Miniſterium es für gerathen gehalten habe, ſich als 
eine förmliche Scheidewand zwiſchen das Ohr Sr. Ma- 
eſtät und die Vertreter der größten Corporationen des 

andes zu ſtellen, während andere Deputationen Sr. 
Mafeſtät mit großer Oſtentation zugeführt worden ſeien. 
Der Stadtverordneten ⸗Verſammlung zu Breslau, welcher er 
angehöre, habe er ſein tiefes Bedauern auszuſprechen, 
daß es dem Herrn Miniſter des Innern nicht gelungen 
ſei, den Abgeordneten dieſer Corporation, welche ſich durch 
ihr Gewiſſen getrieben glaubte, Se. Mafeſtät offen und 
ehrlich über die Stimmung des Landes ihre Anſicht aus⸗ 
zuſprechen, den Zutritt zu Sr. Majeſtät zu verſchaffen. 
Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Der 
Vorredner hat geſagt: „es ſei mir nicht gelungen“; ich 
habe Se. Maſeſtat gebeten, jener Deputation keinen Zu⸗ 
tritt zu geſtatten. (Heiterkeit) Ich halte nach wie vor 
dafür, daß es nicht Beruf der ſtädtiſchen Behörden ſei, 
ſich mit allgemeinen politiſchen Fragen zu befaſſen, daß 
iſt nicht ihre Sache, ſondern Sache des Abgeordneten⸗ 
hauſes, und von dieſem Standpunkte aus habe ich 
Se. Majeſtät gebeten, jene Deputation nicht zu empfangen. 
Abg. Dr. Virchow: Er wolle nur conjtatiren, 
daß der Miniſter des Innern ſelber erklärt habe, er habe 
2 als Scheidewand zwiſchen Se. Maj. den König und 
die Deputation des Magiſtrats und der Stadtverordneten 
Brestaus genen Der Herr Minifter habe ferner in dem 
Vorgehen er ſtädtiſchen Corporationen eine Ueberſchrei⸗ 
tung der geſetzlichen Befugniſſe derſelben zu finden erklärt. 
Den Anlaß zu jenem Vorgehen habe die Preßverordnung 
vom 1. Juni geboten; die Stadtverordneten von Berlin 


x 


durften nicht ſchweigen, wo der regelmäßige Erwerb und 
das Eigenthum fo vieler Bürger durch eine Regierungs- 
maßregel ſo ſchwer bedroht worden ſei; darin könne er 
(Redner) keine Ueberſchreitung der Befugniſſe der Stadt⸗ 
verordneten erblicken. Nie habe die Regierung den Com ⸗ 


munen das Recht beſtritten, Zuſtimmungs und Dank 


adreſſen an Se. Maj. zu richten; ſobald ſich's aber um 
eine Adreſſe handle, die nicht im Sinn der Regierung laute, 
ſoll dieſes Recht nicht mehr beſtehen, und heiße es, ihr 


habt eure geſetzlichen Befugniſſe überſchritten. (Sehr wahr!) 


Abg. v. d. Heydt bedauert die Art, wie man die 
Entſchließungen Sr. Majeſtät über den Empfang oder 
Nichtempfang von Deputationen hier in die Dishuffion 
ziehe. Je mehr das Haus feine Rechte zu wahren ent⸗ 
ſchloſſen ſei, umſomehr ſolle es die Rechte der Krone ehren 
und achten. (Bravo! der Conſervativen.) 

Abg. v. Sybel glaubt im Sinne des ganzen Hauſes 
eonftatiren zu können, daß nicht die Entſchließung des 
Königs, ſondern das Verfahren der Miniſter, die Depu- 
tationen von Sr. Majeſtät fernzuhalten, Gegenſtand der 
Kritik geweſen. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

Abg. Dr. Gneiſt conſtatirt ebenfalls, die Beſchwerde 
ſei gerade dahin gegangen, daß die Miniſter den Berliner 
Stadtverordneten verwehrt hätten, ſich mit einer Depu⸗ 
tation an Se. Majeſtät zu wenden; die Sache ſtehe alſo 
genau umgekehrt, als wie Herr v. d. Heydt gemeint habe. 

Abg. v. d. Heydt: Er habe nur im Allgemeinen 
bedauert, daß dieſer Gegenſtand hier zur Sprache gebracht 
ſei (Heiterkeit). 

Die Debatte iſt geſchloſſen; Abg. Hoffmann erklärt 
in einer perjönlichen Bemerkung, der Antrag auf eine 
eingehende Unterſuchung entſpreche ganz ſeinen Wünſchen; 
inzwiſchen werde er fortfahren, für die conſervative Partei 
und für die königliche Staats⸗Regierung Propaganda zu 
machen. (Große Heiterkeit.) 

Der Berichterſtatter Bleibtreu empfiehlt nochmals 
die Annahme des Commiſſions⸗Antrages, die Wahl des 
Abgeordneten Hoffmann (Jüterbogk) zu beanſtanden. Das 
Haus nimmt dieſen Antrag, wie es ſcheint, einſtimmig 
an; auch die Conſervativen ſtimmen dafür. 

Präſident Grabow ertheilt nunmehr dem Kriegd- 
miniſter das Wort. 

Kriegsminiſter v. Roon bringt gemeinſam mit dem 
Miniſter des Innern kraft allerböchſter Ermächtigung die 
Militairnovelle ein. Es empfehle ſich, dabei einige allge⸗ 
meine Bemerkungen vorauszuſchicken. Leider habe die 
Militairfrage eine politiſche Bedeutung erlangt, die ſie 
eigentlich nicht habe; ſie ſei eine techniſche und finanzielle. 
Daß dieſe für die Ehre und Unabhängigkeit des Landes 
ſo hochwichtige Sache eine Parteifrage geworden, müſſe 
jeder Patriot bedauern. — Man ſpreche von der Noth⸗ 
wendigkeit einer Ermäßigung der vermeintlich überſpaun⸗ 
ten Anforderungen der Regierung, von ſogenannten Con- 
ceifionen. Die Regierung habe dies auch mehrfach er- 
wogen und ſoweit als möglich berückſichtigt. Man be ⸗ 
denke, daß ſie im Jahre 1860, wo ſie zuerſt den Reor⸗ 
ganiſationsplan vorgelegt, achtjährige Dienſtzeit Tür das 
ſtehende Heer und vierjährige Präſenzzeit für die Kavallerie 
verlangt habe. Von beiden Forderungen ſei ſie abgegan- 
gen, weil ſie bei weiteren Erwägungen dies ohne Beein- 
trächtigung der Intereſſen des Landes und ohne Schmäle⸗ 
rung der Wehrkraft der Armee thun zu können glaubte. 
Ferner ſei die factiſche Präſenzzeit mehrfach herabgeſetzt, 
man habe auf den 25proc. Zuſchlag verzichtet. (Heiter 
keit.) Der Staatsſchatz ſei nicht angegriffen, die Steuern 
nicht erhöht. — Die Reorganiſation ſolle unpopulär ſein, 
wegen der dreijährigen Dienſtzeit, wegen der Abſchwächung 
des Landwehrſyſtems. Die Reorganiſation beruhe aber 
recht eigentlich auf unſerem alten Wehrſyſtem, ſei nur 
eine Modifikation deſſelben, und heiße nur deshalb 
Reorganiſation, weil ſie die Wehrverfaſſung vom Jahre 
1814 wiederherſtelle. — Der Miniſter geht dann die be⸗ 
ſprochenen ſog. Vortheile der Reorganiſation, die Erleich⸗ 
terung der letzten Alterstlaſſen u. ſ. w. wieder durch; 
die einzige Compenſation für ſo viel Vortheile, welche 
die Reorganiſation verlange, ſei die verlängerte Reſerve⸗ 
zeit unter Gleichſtellung der Reſerviſten mit der Land⸗ 
wehr in ihren ſtaatsbürgerlichen Rechten. — Die zwei ⸗ 
jährige Dienſtzeit ſei natürlich populairer, als die drei⸗ 
jährige, die einjährige würde noch populairer ſein (Sehr 
richtig); aber Popularität ſei nicht die maßgebende Rück⸗ 
ſicht für die Regierung und das Haus; nur was dem 
Lande fromme, müſſe maßgebend ſein. Nach gewiffen- 
hafter Ueberzeugung könne die Regierung vorläufig auf 
die zweijährige Dienſtzeit nicht eingehen; ob es vielleicht 
ſpäter möglich ſei, müſſe man der Zukunft überlaſſen; 
jetzt würde die Regierung ſich mit einer ſolchen Herab⸗ 
ſeßung eines unvekantwortlichen Leichtſinus ſchuldig zu 
machen glauben. Was die Landwehr betreffe, ſo ſei die 
Erleichterung der älteren Klaſſen in Folge der Reorgani- 
ſation unbeſtritten; ferner führe dieſelbe dem ſtehenden 
Heere eine größere Anzahl von Combattanten zu. Ein 
Krieg um die Exiſtenz des Landes werde natürlich nie 
ohne Zuziehung der Landwehr möglich ſein, aber bei 
geringen Anläſſen werde man ſie nicht mehr zu beläſtigen 
brauchen, wie dies in den letzten 30 Jahren häufig vor⸗ 
gekommen. — Das Haus möge nun um des Vaterlandes 
willen mit größter Unbefangenheit an die Berathung der 
Vorlage gehen, um des Vaterlandes und ſeiner Ehre und 
Unabhängigkeit willen, denn wie der König ſchon vor 
mehreren Jahren geſagt, ſei dies eine Angelegenheit von 
ſo hoher Bedeutung, wie irgend eine, die dem Hauſe zur 
Beſchlußnahme vorgelegen. (Bravo rechts. Ziſchen links). 

Abg. v. Forckenbeck: Die Vorlage ſcheine im 
Weſentiſchen die frühere zu ſein; die weſentlichſten Bedenken 
der Landesvertretung ſcheinen leider bei der Staatsregie⸗ 
rung keine Berückſichtigung gefunden zu haben, und man 
könne ſich daher fragen, ob die Vorlage nochmals einer Com⸗ 
miffton zu überweiſen, oder ob eine Vorberathung im 
Plenum, oder eine Schlußberathung ohne Vorberathung 
eintreten ſolle. Die Beantwortung dieſer Frage ſei von großem 
Intereſſe, ex bitte daher, die Schlußfaſſung über die geſchäft⸗ 
liche Behandlung vorläufig noch auszuſetzen, die Vorlage 


Schutz für das Recht der Fürſten; 


erſt drucken und an die Mitglieder des Hauſes vertheilen 
zu laſſen. — Das Haus erklärt ſich damit einverſtanden. 
Bei der vorgerückten Zeit wird mit den Wahlpru⸗ 
fungen nicht weiter fortgeſchritten. Der Präſident for, 
dert die Abtheilungen auf, morgen früh 9 Uhr Behn 


der Wahl der Commiſſion für den ſchleswig - holſtein ſchen 
N 1. ee Die Commiſſion würde 
dann jo) 


ort conftitniren. — Schluß der Sitzung. Nächſte 
Sitzung: Donnerſtag 12 Uhr. 


Rund ſcha u. 
Berlin, 24. November. 

— Die Erklärung, welche Preußen und Oeſterreich 
in der Bundestagsſitzung vom 21. d. Mts. in der 
ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit abgegeben haben, 
theilen wir im Wortlaut nachſtehend mit: 

„Der Beſchluß hoher Bundes Verſammlung wegen 
der deuiſch-däniſchen Differenz vom 9. Juli d. J. it, 
nach feinem dritten und vierten Erwägungs » Grunde 
namentlich auch deshalb gefaßt worden, weil Danemark 
dem deutſchen Bunde gegenüber die Verpflichtung einge“ 

angen: 

a „das Herzogthum Schleswig weder dem Königreiche 
„Dänemark einzuverleiben, noch irgend welche die 
„bezwedende Schritte zu unternehmen.“ 

Jener Beſchluß iſt der Königl. Däniſchen Regierung 
nicht blos durch den Vundestags⸗Geſandten für Holſteil 
und Lauenburg zugefertigt, vielmehr find, um DEF 
Beziehung deſſelben zu Schleswig willen, auch die 
Regierungen von Oeſterreich und Preußen von hoher 
Bundes - Berfammlung erſucht worden, denſelben dur 
ihre am Königl. Däniſchen Hofe beglaubigten Geſandte 
der Königl. Däniſchen Regierung mitzutheilen. — Dies 
ift geicheben. — Dennoch hat die Königl. Däniſche 
Regierung dem däniſchen Reichs rathe ein für das eigent. 
liche Königreich und für das Herzogthum Schleswig 
beſtimmtes, die Incorporation Schleswigs bezweckend 
Verfaſſungsgeſetz vorlegen laſſen, und es iſt dieſem von 
dem däniſchen Reichsrathe in dreimaliger Leſung ange 
nommenen Geſetze, öffentlichen Blättern zufolge, am 
18. d. M. in Kopenhagen die Königl. Sanction ertheilt 
worden. — Die Königl. Däniſche Regierung kann zwa 
jelbſtverſtändlich die die Inkorporation Schleswigs auf 
ſchließenden Rechte des Deutſchen Bundes nicht vermin 
dern; es erſcheint der Kaiſerlich Königlich Deſterreichiſchtg 
und der Königlich Preußiſchen Regierung aber doch 
erforderlich, daß ſolcher Vorgang, welcher deutlich einen 
förmlichen Bruch der zwiſchen dem Deutſchen Vunde unt 
Dänemark getroffenen Stipulationen konſtatirt, auch nich 
zeitweiſe mit Stillſchweigen übergangen, vielmehr gege 
denſelben und gegen alle und jede Folgerung, we: 
daraus zum Nachtheil der Rechte des Deutſchen Bun 
gezogen, werden könnte, Proteft eingelegt werde, 

— Wie die „Krenzzeitung“ meldet, ſind etwa 10 
Ernennungen von Mitgliedern für das Herrenhaus 
aus Allerhöchſtem Vertrauen erfolgt, ſo namentlic 
Geh. Obertribunalsrath v. Caprivi, Geh. Obertri⸗ 
bunalsrath Profeſſor Dr. Heffter, Profeſſor Leo, 
Baron v. Hertefeldt, Gebeimrath v. Kröcher, 
Reg. Präſident a. D. v. Senden, Geheimrat 
v. Namin. 

— Der Ausſchuß des Nationalvereins hatte 
Bennigſen und Fries als Deputation an den 
Herzog Friedrich von Schleswig⸗Holſtein nach Gothe 
geſandt. Dieſelben wurden vom Herzog und ſeinen 
Räthen empfangen. Auf die Anſprache der Deputah 
tion erwiderte der Herzog: „Ich bin innig erfre 
durch die Sympathien, die Sie mir im Namen des 
deutſchen Nationalvereins ausſprechen und bin von 
Herzen dankbar für alles, was derſelbe zugleich 
anderen Vereinen ſchon früher für meine verfolgten 
Schleswig⸗Holſteiner gethan hat. Die Gerechtigkeit 
meines Erbrechts findet volle Anerkennung. Die 
Leiden, welche grade die loyalſte und edelſte Bevöl⸗ 
kerung, namentlich meine unglücklichen Schleswiger, 
durch Verbannung und Einkerkerung, durch Bedrückung 
aller Vaterländiſch⸗Geſinnten, ja ſelbſt durch Miß“ 
handlung der Kirche und Schule haben erdulden 
müſſen, werden alle Guten, die ein durch Eigenſucht 
nicht befangenes menſchliches Gefühl haben, in der 
Ueberzeugung vereinigen, daß die Ketten der Herzog, 
thümer gelöſt werden müſſen. In dieſer Sache darf 
es keine Unterſcheidung zwiſchen den Regierungen un 
den Völkern, keine Parteien innerhalb der Völker 
geben. Wenn Sie mich der Sympathien eines gros 
ßen Theils des deutſchen Volkes verſichern, jo erwie⸗ 
dere ich Ihnen mit herzlicher Erkenntlichkeit, daß 
mir ſehr wohl bewußt bin, welch einen hohen Wert 
dieſelben für mein Recht und das meines Lande 
haben. Das Rechtsgefühl der Völker iſt der Beil 
die Heiligkeit 
meiner Sache ruht für mich auf der unerſchütterlichen 
Grundlage, daß ſie zugleich Sache meines Volkes, 
daß nur durch mein Recht den Schleswig ⸗Holſteinern 
die Möglichkeit gegeben ift, ſich von der langen dän. 


ſchen Unterdrückung auf immer und völlig zu erlö⸗ 
ſen. Man hat die Schleswig⸗Holſteiner im Namen 
des fürstlichen Rechts lange unterdrücken dürfen; 


Rechts werde ich 


im Namen deſſelben fürſtlichen 0 
ſo Gott will, bald 


befreien, und ich werde ſie, 
befreien. 


2 Geſtern trat der Aus ſchuß des deutſchen 
ational-Vereins hier zuſammen. Es zeigte 
ich in feinen Berathungen raſch die erfreulichſte Ein⸗ 
ammigkeit dahin, daß die Rechte der Herzogthümer 
Schleswig- Holſtein durch die Thatkraft des deutſchen 
Volkes gewahrt und bald möglichſt verwirklicht werden 
müßten, und daß der Nationalverein mit allen ihm 
zu Gebote ſtehenden Mitteln dieſe Bewegung zu fördern 
habe. Der Ausſchuß wird noch heut und morgen 
bier verſammelt bleiben, um die einzuſchlagenden 
ittel und Wege noch im Einzelnen feſtzuſtellen. 

— Wie die „Nationalzeitung“ aus guter Quelle 
über die ruſſiſche Antwort auf die Einladung zum 
Congreſſe erfährt, betont der Kaiſer Alexander in 
derſelben feine Vorliebe für eine friedliche Löſung. 
r zolle den Gefühlen, welche dem Kaiſer Napoleon 
den Plan eingegeben, ſeine vollſte Anerkennung; er 
glaube aber, bevor er dem nur ſkizzirten Projecte 
des Congreſſes zuſtimmen könne, müſſe der Kaiſer 
Napoleon die Aufgaben des Congreſſes genau 
räziſiren. 

In der Nacht vom 19. zum 20. November 
wüthete in Liſſabon eine Feuersbrunſt, wie man 
fe dort ſeit langer Zeit nicht erlebt hat. Das 
euer brach in der Bank von Portugal aus und 
nn einen ganzen Häuſer⸗Complex, darunter die 
Ey ſelbſt, das Nathhaus, das Lokal einer Ver⸗ 
lab gange ⸗Geſellſchaf und ungefähr 50 Privathäuſer 
Di ſche. Mehrere Menſchen kamen um das Leben. 

e werthvollen Gegenſtände im Bankgebäude wur⸗ 
den gerettet. 

Hannover, 21. Nov. Herr v. Bennigſen iſt 
nach Berlin abgereiſt, um mit den durch den Tele⸗ 
graphen dorthin berufenen Ausſchußmitgliedern des 

ationalvereins ſich über die ſchleswig⸗holſteiniſche 
Angelegenheit zu beſprechen. Inzwiſchen wollen die 
Freunde der Sache der Herzogthümer hier am Orte 
eine Bürger⸗Verſammlung berufen, die Zeugniß von 
ihrer Geſinnung für die Sache ablegen ſoll. 

— Reibungen, die bei der Octoberfeier unter den 
Studirenden in Göttingen vorkamen, haben 
die Folge gehabt, daß ſämmtliche Corps⸗Ver⸗ 
bindungen durch eine vom Curatorium beſtä⸗ 
tigte Verfügung bis auf Weiteres aufzelöſt und ver. 
boten ſind. 


Stuttgart, 22. Nov. Geſtern begab ſich 
vom Komitee der großen Bürgerverſammlung, die 


letzten Freitag abgehalten worden war, eine Depu⸗ 


tation mit der Reſolution jener Verſammlung zum 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn 


v. Hügel, und interpellirte ihn über die Abſichten 
der Regierung in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache. 
Der Herr Miniſter glaubte nur vorerſt ſeine perſön⸗ 
liche Anſicht ausſprechen zu dürfen, die, wie er ver⸗ 
ſicherte, dem Rechte Schleswig⸗Holſteins von jeher 
günſtig geweſen ſei, im Uebrigen müſſe die Sache, 
die nun einmal beim Bund im Gange ſei, dort 
ihren regelrechten Verlauf nehmen. Nachdem meh⸗ 
rere kleinere Herren den Herzog von Auguſtenburg 
ſchon anerkannt, werde der König dieſem Beiſpiel 
wohl nicht folgen, ſondern die Schritte der größeren 
Staaten abwarten wollen. In erſter Sitzung der 
Kammer der Abgeordneten am 24. d. wird die Linke 
euren, wie man hört, durchaus korrekten Antrag in 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache ftellen. 
ven, Die Interpellation der Abgg. Rech⸗ 
u. Gen. im öſterreichiſchen Reichstag lautet: 


Nachdem dur 5 
Feier 08 V1. ch das am 15. d. M. erfolgte Ableben 


bauſes ausgeſtorben iſt; nachdem kraft der in den erzog · 
Schleswig beſtehenden Staats. 


eint, weil Dänemark alle darin eingegangenen Ver⸗ 
chtungen gegen Deutſchland beiſeite geſetzt und mit 
Füßen getreten, ſo daß ſogar der deutſche Bundestag nach 
n gem vergeblichen Verhandeln und Fragen ſich ge 
Wan fand, gegen die fortgeſetzte widerrechtliche Verge · 
Buntes. der deutſchen Herzogthümer vor kurzem die 
we recution zu beſchließen; nachdem ferner Erb- 
ch 1üriedrie von Auguſtenburg von dem ihm zuſtehen⸗ 
rofolgerechte bereits Gebrauch gemacht und kraft 


der von ihm erlaſſenen Proklamation de dato Schloß 
Dolzig, den 16. d., bereits die Regierung der Herzogthümer 
Schleswig ⸗Holſtein angetreten hat; nachdem derſelbe zur 
Vertretung ſeiner Rechte bereits einen Geſandten am 
deuiſchen Bundestage in der Perſon des großherzoglich 
badiſchen Geſandten mit Zuſtimmung der großherzoglich 
badiſchen Regierung beſtellte; nachdem derſelbe weiters 
bereits von dem Großherzoge von Weimar, dann von 
den Herzogen von Sachſen-Koburg und Meiningen als 
nunmehriger Herzog von Holſtein und Schleswig aner ⸗ 
kannt wurde, und in Kürze die gleiche Anerkennung auch 
von Seite der übrigen deutſchen Fürſten und freien Städte 
zu gewärtigen iſt; nachdem die deutſche Bundesverfamm- 
lung als das einzige derzeit beſtehende Organ des deut ⸗ 
ſchen Bundes zunächſt berufen ift, das legitime Succef- 
ſionsrecht in den deutſchen Herzogthümern und insbejon- 
dere das Erbrecht des bisherigen Erbprinzen Friedrich 
von Auguſtenburg als nunmehrigen Herzog von Schles⸗ 
ig. Holſtein gegen etwaige Errsprätenſionen von ande ⸗ 
rer Seite zu ſchüzen, zumal der deutſche Bundestag ver ⸗ 
möge Beſchluß vom 17. Sept. 1816 ſich bezüglich der 
Succeſſions⸗Verhältniſſe in den feines Ce Herzogthümern 
ausdrücklich die Geltendmachung ſeiner Competenz in vor⸗ 
kommenden Fällen vorbehalten hat; nachdem es ſich hier 
um eine Angelegenheit bandelt, bei der nicht nur die 
Machtſtellung Deutſchlands im Norden, ſondern die end- 
liche Geltendmachung der Rechte eines lange unterdrückten 
deutichen Volksſtammes, ja die Ehre der deutſchen Nation 
in Frage ſteht, Oeſterreich aber als das erfte Glied des 
deutſchen Bundes auch zunächſt berufen erſcheint, für die 
Ehre und Rechte der deutſchen Nation einzutreten — 
erlauben ſich die Gefertigten an Se. Excellenz den Herrn 
Miniſter des Aeußern die Frage zu ſtellen: Was gedenkt 
die öſterreichiſche Regierung als Mitglied des deutſchen 
Bundes zu Geltendmachung der legitimen Succeſſions⸗ 
rechte in den Herzogthümern Schleswig Holſtein und 
Lauenburg bei der deutſchen Bundesverſammlung zu thun?“ 

Paris, 19. Nov. Neben den Kammervor⸗ 
gängen nimmt der ſchnelle Tod des Königs von 
Dänemark unn die mit der Thronbeſteigung Chri⸗ 
ſtians IX. angeregte Controverſe über legitime 
Nachfolge in Dänemark und Schleswig⸗Holſtein die 
öffentliche Aufmerkſamkeit ziemlich in Anſpruch. Die 
Franzoſen wiffen von Haus aus Nichts von der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage, als das, was ihnen 
die neueſte journaliſtiſche Polemik darüber zugeführt 
hat, und da die däniſche Regierung in allen aus⸗ 
wärtigen Preſſen viel zu Gunſten ihrer Sache gear⸗ 
beitet hat, ſo iſt im Allgemeinen die Stimmung der 
franzöſiſchen Nation in dieſer Sache gegen Deutſch⸗ 
land und für Dänemark. Dazu kommt noch der 
beſondere Umſtand, der den geheimen Plänen der 
Regierung, wie den offenen chauviniſtiſchen Gelüſten 
der großen Maſſe ſehr weſentlich erſcheint, daß im 
Falle eines Krieges direkt mit Deutſchland oder mit 
Rußland über Deutſchland hinweg, Dänemark ein 
äußerſt intereſſanter Bundesgenoffe iſt, zumal wenn 
England Frankreich die Nordſee nicht verſchließen 
könnte oder wollte. Welche mächtige Poſition für 
ein franzöſiſch⸗däniſches Heer hinter dem Dannevirke, 
flankirt durch Kanonenboote und Panzerſchiffe an 
beiden Küſten, und welch eine gewaltige Diverfion 
des Vorrückens über die Eider, im Falle eines Zu⸗ 
ſammenſtoßes auf dem linken Rheinufer. — Der 
verſtorbene König war ein Freund Frankreichs; der 
neue ſcheint nach dem was man in den hieſigen Krei⸗ 
ſen bis jetzt hört, es weniger zu ſein. Man fürchtet 
eine Annäherung über Dänemark zwiſchen England 
und Rußland, und ein Zurücktreten Schwedens aus 
dem von hier aus fo ſorgfältig eingefädelten ſkandi⸗ 
naviſchen Allianzproject. Ganz beſonders hat aber 
die plötzlich wieder aufgetauchte Prätendentſchaft des 
Herzogs von Auguſtenburg und das auf Grund alt⸗ 
legitimer Anſprüche begründete Trennungsproject 
zwiſchen Dänemark und Schleswig⸗Holſtein überraſcht. 


Nachrichten aus Poſen und Polen. 


Aus Warſchau, 19. November, meldet die 
„Oſtſ.⸗Ztg.“ Die Ruſſen ſo wie die Inſurgenten 
haben vor dem Winter große Eile, denn Gefechte 
folgen auf Gefechte. Die Inſurgenten-Abtheilungen 
unter Rochebrun, Sienkrewicz, Wolvieviez, de Brucks, 
Komorowski und Obertynski hatten ſich, von den 
Ruſſen in Polen, von den Oeſterreichern aus Galizien 
gedrängt, am Ende des Lubliner Guberniums zu⸗ 
ammen gefunden, wo die Landgrenzen beider Kai⸗ 
ſerreiche zuſammenſtoßen. Hier vereinigten ſich die 
Ruſſen mit einer aus Wolhynien herbeigekommenen 
Truppenabtheilung, ſchlugen die obigen vereinigten 
Inſurgenten⸗Abtheilungen, 1300 Mann zu Fuß und 
300 Pferde (Ulanen, Dragoner, Gensdarmen), 
brachten ihnen große Verluſte bei und drängten ſie 
wieder nach Galizien zurück, wo ſie mit den Oeſter⸗ 
reichern ins Gefecht kamen, und der Reſt der In⸗ 
ſurgenten, 500 Mann ſtark, von den Oeſterreichern 
genommen wurde. Im Sandomirſchen beim Städt⸗ 
chen Stupia nowa hat General Czengerl die mehrere 
Tage verfolgte Chmietowokiſche Bande, welche erſt 
kürzlich in Galizien geſammelt war, gänzlich ver⸗ 
nichtet; der Reſt von 198 Inſurgenten ſtreckte das 


Gewehr, nur Chmietewski entkam mit einer kleinen 
Anzahl. — Der „Dziennik Powszechny“ bringt noch 
immer amtliche Berichte über Gräuel, welche von 
den Inſurgenten an ruhige Einwohner in der Pros 
vinz bei der geringſten Veranlaſſung verübt ſein 
ſollen. Zufolge amtlicher Mittheilungen der Ge- 
meinde⸗Woyts und Bürgermeiſter der Städte (ſämmt⸗ 
lich Polen) beliefen ſich die bis Ende v. Mts. kon⸗ 
ſtatirten Ermordungen in der Provinz, welche die 
Inſurgenten an unſchuldigen Perſonen jeden Alters 
und Geſchlechts verübt haben ſollen, auf 821; dazu 
kommen ſeit Anfangs dieſes Monats an neu gemel⸗ 
deten Mordthaten wenigſtens 20. — Am 21. d. 
Mts. wird wieder ein angebliches Mitglied der „Na⸗ 
tional-Regierung“, Namens Joſeph Piotrowski, Sohn 
eines hieſigen Muſiklehrers, auf dem Glacis der 
Citadelle gehängt werden. 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, den 25. November. 

— (Königl. Marine.] Se. Majeſtät Dampf⸗ 
corvette „Nymphe“, Kommandant Lieut. z. S. Herr 
Kinderling, ging geſtern nach Swinemünde ab. 
Stadtverordneten ⸗Sitzung am 24. Novbr.] 


Vorſitzender: Hr. Th. Biſchoff; Magiſtrats Com- 
miffarien: die Herren Stadträthe Ladewig, Hahn 
und Strauß und Hr. Stadtbaurath Licht. Anweſend 
50 Mitglieder. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird 
verleſen und angenommen. Zu Mitredactoren des neuen 
Protokolls werden die Herren Helm, Kirchner und 
J. C. Krüger ernannt. Die Tagesordnung beginnt 
mit der Mittheilung des Hrn. Vorſitzenden, daß eine 
Ertra-Revifion der Kaſſe der Gasanſtalt vorgenommen, 
und dieſelbe in voller Ordnung befunden worden. 
Hierauf wird angezeigt, daß der Quartals -Abſchluß der 
Kämmerei ⸗Hauptkaſſe überſandt worden und im Bureau 
ausgelegt werden ſoll. Nachdem die Erſtattung von 
Stromgeld und Brennmaterialienſteuer, ſowie die Ab. 
ſetzung von Grundzins, Canon u. ſ. w. bewilligt worden, 
gelangt ein Magiftratsantrag um Bewilligung von 
16,250 Thlrn. behufs des Baues eines Schulgebäudes 
auf dem Bauhof zu der Debatte. Hr. Liévin ſpricht 
für die Bewilligung mit warmen Worten, indem er 
hervorhebt, wie nöthig geräumige Schulzimmer mit 
gehörigem Licht und friiher Luft für das geiftige und 
phyſiſche Gedeihen der Kinder ſind. — Die Verſammlung 
bewilligt ſchließlich die genannte Summe. Hierauf werden 
die Herren Bäckermſtr. Skirde u. Klempnermſtr. Bönke 
in Schidlitz zu Mitgliedern der 17. Armen⸗Commiſſion 
gewählt und beſchloſſen, von Seiten der Verſammlung 
Hrn. Kähler für dieſe Commiſſion zu deputiren. In 
Betreff des Prozeſſes, welchen der frühere Hausbeſitzer 
Hr. Menk gegen den Magiſtrat um Entſchädigung für 
den niedergeriſſenen Vorbau ſeines Hauſes in der Jopen⸗ 
gaſſe angeſtrengt, erfolgt die Mittheilung, daß derſelbe 
den Prozeß auch in der dritten Inſtanz verloren. 
Hierauf werden die Herren J. C. Krüger, Stattmiller, 
Pretzell, Bertram und Steffens zu Mitgliedern 
der Commiſſion für die Prüfung des Markt- und Stand- 
gelder⸗Tarifs gewählt. Die Verſammlung giebt ſodann 
ihre Genehmigung zu der Anſtellung eines Förſters zu 
Stutthoff und eines getiven Brandmeiſters bei der hie⸗ 
ſigen Feuerwehr, wie auch zur Miethung eines Schul- 
Locals für die Freiſchule auf dem Schüſſeldamm und 
zum Abbruch und Verkauf des Gebäudes auf dem 
Zimmerhofe. Ferner bewilligt ſie die Summe von 
25 Thlru. zum Ankauf von Gewächſen der Gartenanlage 
auf dem Stadthof, 512 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf. für Forſt⸗ 
Culturen in der Nehrung u. ſ. w. Schluß der Sitzung 
um 6 Uhr. 0% 

— Am Montag fand in Berlin, Jägerſtraße 27, 
die Auction der Gemäldegallerie des Rommerzienraths 
Heinrich Berend ſtatt. Die Sammlung beſtand 
aus 21 Oelgemälden der berühmteſten Meiſter der 
Neuzeit. Es hatte ſich ein zahlreiches Publikum ein⸗ 
gefunden, und es wurden für einzelne Kunſtwerke 
hohe Preiſe gezahlt. . 

— [Theatraliſches.] Zum Benefiz des Fräulein 
Krüger wird morgen ein neues Stück: „Die Lady in 
Trauer“ zur Aufführung kommen. Daſſelbe iſt bereits in 
Wien, Hamburg, Hannover, Berlin und Frankfurt a. M. 
mit Erfolg gegeben. Es läßt ſich deßhalb erwarten, daß 
die Beneficiantin eine gute Wahl getroffen, und iſt nur 
zu wünſchen, daß ihr das Publikum an ihrem Ehren⸗ 
abend die Theilnahme ſchenken möge, welche ihr künſt⸗ 
leriſcher Eifer und ihr ſchönes Talent verdienen. 

Herr Dr. Laubert wird morgen im Gewerbe- 
Verein einen Vortrag über Neu» Süd» Wales. halten, 
— Wie uns mitgetheilt wird, bieten gewiſſe Perſonen, 
unter der Firma von Gepäckträgern, obwobl ſie ſolche 
nicht ſind, dem Publikum ihre Dienſte an. Da durch 
derartige Täuſchungen den betreffenden Arbeitgebern leicht 
Nachtheile erwachſen können; ſo iſt Vorſicht in dieſer 
Beziehung zu empfehlen. 

Graudenz, 23. Nov. Wie wir hören, beabſich⸗ 
tigt man auch von hier aus, eine Reſolution in der 
Schleswig⸗Holſtein'ſchen Angelegenheit nach Berlin oder 
an den Bundestag zu ſenden. 

Schwetzer Kreis. Einen ſpaßhaften Beitrag zur 
Characteriſtik der Prozeßſucht, welche ein Erbfehler der 
Leute auf dem Lande zu ſein ſcheint, liefert folgendes 
Hiſtörchen. In der Schule eines polniſchen Dorfes 
nimmt der Lehrer eines Tages, um einen Schüler aus 
ſeinen Träumereien zu erwecken, ein ihm zur Hand lies 
gendes Lineal, zum Zwecke einer freundſchaftlichen Ner- 
venanreizung. Das Unglück will, daß das Lineal, ob⸗ 


Alters, oder Sprödigkeit balber, dabei ſpringt. Der 
Lehrer giebt fein eigenes beſſeres dem Knaben, dem das 
zerbrochene gehörte und dieſer iſt vergnügt und zufrieden 
damit. Nicht ſo deſſen Vater; dieſer will auf den Tauſch 
nicht eingehen, ſondern verklagt den Lehrer beim Kreis⸗ 
Gericht, wegen eines Schadenerſatzes von 1 Sgr. 
Beide Parteien — der Lehrer ſcheint auch nicht zu den 
nachgiebigſten Seelen zu gehören — nehmen einen 
Rechtsanwalt an, und es wird über die Sache ſehr ger 
lehrt bin» und hergeſprochen. Das Reſultat iſt nun, 
daß der Kläger abgewieſen und zur Tragung der Koſten 
verurtheilt worden ift, die ſich auf etwa 8 Thaler belaufen. 

Königsberg. Gegen die drei Stadträthe v. Fa⸗ 
cius, Dr. Hirſch und Kaufmann H. Weller iſt wegen 
„ Theilnahme an der regierungsfeindlichen Agitation 
des Wahlcomités der deutſchen Fortſchrittspartei für den 
Wahlkreis Königsberg⸗Fiſchhauſen das Disciplinarver⸗ 
fahren eingeleitet worden. Der Polizeirath Möbius iſt 
von der königlichen Regierung mit deren verantwortlichen 
Vernehmung beaufragt. 

Raſten burg. Unſer Gymnaſial⸗Director Techo w 
iſt bis jetzt, ſo oft er ins Abgeordnetenhaus eintrat, durch 
den älteſten Oberlehrer ohne Unkoſten vertreten worden. 
Als er jüngſt denſelben Mann, der allerdings etwas ſehr 
zur feudalen Partei neigt, bat für die Dauer des Land- 
tags die Direktorialgeſchäfte zu beſorgen, erwidert dieſer, 
er ſei dazu allerdings bereit, er müſſe aber für die Stell» 
vertretung ein Salarium fordern, weil die Regierung 
in der abermaligen unbezahlten Vertretung des oppoſitio— 
nellen Direktors eine ihr feindſelige Demonſtration er— 
blicken könnte. 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

(Zwei Bernfteingräber.] Herr Freimuth, 
der das Wieſenland bei Weichſelmünde behufs der Bern- 
ſteingräberei gepachtet, vermuthete, daß ihm in ſtillen 
Nächten ungebetene Gäſte in fein Gehege kämen. Er 
bot deshalb dem Arbeiter Ruch eine Prämie von 
15 Thlrn. für die Ertappung eines Bernſteindiebes auf 
dem von ihm gepachteten Terrain. Ruch erklärte, daß, 
wenn ihm eine Prämie von 20 Thlrn. zugeſichert würde, 
er ſich auf die Lauer legen wolle. Herr Freimuth war 
auch zu dieſer Prämie bereit. Nun wachte Ruch, mit 
einer Flinte bewaffnet, auf dem Wieſenlande. In der 
Nacht vom 27. zum 28. Mai d. J. ſah er, wie von der 
Seeſeite zwei dunkle Geſtalten daher geſchlichen kamen, 
und hoffte, endlich feine Prämie zu erobern. Er erkannte 
bald zwei Männer, die auf dem Wieſenlande zu graben 
anfingen. Leiſe ſchlich er auf ſie zu und rief: Diebe, 
ſteht oder ich ſchieße! Der eine der beiden Männer 
achtete dieſe Drohung nicht und entfloh. Der andere 
blieb erſchrocken ſtehen, gab ſich als den Bernſteingräber 
Nötzel aus Heubude zu erkennen und ſagte, daß der 
Entflohene ſein Kamerad Cornelius Padting ſei. — 
Ruch ließ ſich in derſelben Nacht eine ſchriftliche Beſchei⸗ 
nigung über die Ertappung ausſtellen und empfing die 
Prämie. Gegen Nötzel und Padıing wurde die Anklage 
wegen Diebſtahls erhoben. Vorgeſtern befanden ſie ſich 
unter derſelben vor den Schranken des Criminal-Gerichts 
und behaupteten, gar nicht gegraben zu haben, ſondern 
nur auf dem Heimwege begriffen geweſen zu ſein. Da⸗ 
gegen beſchwor Ruch, daß fie gegraben und daß er den 
Nötzel eingefangen; aber er konnte nicht bezeugen, daß 
ſie auch Bernſtein gefunden. In Folge deſſen ließ der 
Herr Staatsanwalt, ſich auf eine Eniſcheidung des Ober⸗ 
tribunals in einem ähnlichen Falle ſtützend, die Anklage 
fallen, weil, da die beiden Angeklagten noch keinen Bern 
ſtein gefunden, auch keinen geftoblen haben könnten. 
Der hohe Gerichtshof ſchloß ſich der Ausführung des 
Herrn Staatsanwalts an und ſprach die beiden Bern⸗ 
ſteingräber von der Anklage des Diebſtahls frei. Es iſt 
die Frage, ob unter dieſen Umſtänden Ruch nicht die 
Prämie wird herausgeben müſſen. 

Schwurgericht in Elbing 

den 20. und 21. November wider den Stellmacher 
Wilhem Böck in Jungfer. Derſelbe iſt angeklagt: in 
der Nacht vom 14. zum 15. Auguſt 1862 in Jungfer 
fein Wohnhaus, Stall und Scheune vorſätzlich in Brand 
geſetzt zu haben. Außer den Gebäuden des Böck, in 
welchen das Feuer entſtand, brannten in der fraglichen 
Nacht durch Verbreitung deſſelben, noch 8 andere Wohn⸗ 
und 4 Stallgebäude nieder. Der Verdacht der Brand» 
ſtiftung feiner Gebäude fiel auf Böck. Dieſelben, in der 
Tiegenbof'ſchen Brandordnung verſichert, waren repara⸗ 
turbedürftig; Böck befand ſich damals in Geldverlegen- 
heit. Er hatte außerdem Mobilien, Handwerkzeug und 
Schirrholz reſp. in Kiſten verpackt in der Nähe ſeiner 
Gebäude und in einen Brunnen verſteckt, iſt in dieſer 
Nacht um 12 Uhr in der Nähe ſeiner Scheune geſehen 
worden, in welcher nach etwa 1—1½ Stunden das 
Feuer ausbrach. Er will geſchlafen haben und erſt durch 
das Getöſe des Feuers geweckt worden ſein; es wurde 
ihm aber nachgewieſen, daß er und ſeine Frau beim 
Ausbruch des Feuers vollſtändig angekleidet geweſen ſeien. 
Die Geſchwornen ſprachen nach der Beweisaufnahme 
das „Schuldig“ aus und wurde Böck vom Schwurgerichts⸗ 
bofe zu 12 Jahren Zuchthaus und 10 Jahren Polizeiauf- 
ſicht verurtheilt. 


; Bf. Br. So. 
Pr. Freiwillige Anleihe 44 984 — 
Staats - Anleihe v. 1859. 5. 102 101 
Staats- Anleihen v. 1854, 55, 57. 41 984 974 
do. v. 1859. 4 98} | %% 
do. 5. 18886 0 41 98} 97 
do. v. 1850, 1852 1 95 94 
do. v. 18538 4 05 94 
do. ». 18622 4 95 94 
Staate -Achuldſcheine a . 31 86% 86 
Prämien- Anteihe v. 18855. 33 1158 1148| 


Preußiſche Rhederei. 


Nach den neueſten amtlichen Nachrichten gehörten zu 
den Rhedereien der Preußiſchen Oſtſeehäfen am Schluſſe 
des Jahres 1862 — 1621 Seeſchiffe von im Ganzen 
184,747 Normallaſten, darunter 54 Dampfſchiffe von 
3668 Normallaſten. Die meiſten Schiffe hatte Stettin, 
nämlich 197 darunter 15 Dampfſchiffe. Demnächſt Danzig, 
nämlich 136 mit 11 Dampfſchiffen, ſodann Bartb im 
Regierungsbezirke Stralſund mit 131 Segelſchiffen. Wird 
die Tragfähigkeit in Betracht gezogen, ſo nimmt Stettin 
bei den Dampfſchiffen auch die erſte Stelle ein, nicht aber 
bei den Segelſchiffen; es enthielten nämlich die 15 Dampf⸗ 
ſchiffe zu Stettin 1937 Laſten, durchſchnittlich kamen daher 
auf jedes 129, Laſten, die 11 Danziger Dampfſchiffe enthiel⸗ 
ten nur 604 Laſten, durchſchnittlich alſo jedes nur 54 Laſten; 
die Danziger Dampfſchiffe waren alſo durchſchnittlich nicht 
balb ſo groß als die Stettiner. Dagegen hatten die 
125 Danziger Segelſchiffe 33,296 Laſten, oder pro Schiff 
266,3 Laſten, die 182 Segelſchiffe zu Stettin indeß nur 
30,986 Laſten, alſo pro Schiff 170, Laſten, die Danziger 
Segelſchiffe hatten daher eine durchſchnittlich um 96,,, Laſt 
größere Tragfähigkeit. Unter den zur Danziger Rhederei 
gehörigen Schiffen waren unter 100 Laſt 7, von 100 bis 
200 Laſt 12, von 200-300 Laſt 60, von 300 — 400 Laſt 37, 
von 400 —500 Laſt 7 und über 500 Laſt 2 Schiffe. Am 
nächſten kamen den Danziger Schiffen in Betreff der 
Tragfähigkeit die Schiffe der Rhedereien zu Memel; denn 
dieſelben beſaßen 87 Schiffe mit 19,044 Laſt, alſo pro 
Schiff 218, Laſt. An Schiffen von mehr als 500 Laſt 
Tragfähigkeiten waren in ſämmtlichen Preußiſchen Rhede⸗ 
reien nur 5 vorhanden; von denen 2 nach Danzig, 2 
nach Stettin und 1 nach Stralſund gehörten. Das größte 
Schiff der Preußiſchen Rhedereien iſt das hierher gehörige 
Pinkſchiff G. F. O. Heyn mit 599 Laſt. 


Kirchliche Nachrichten vom 16. bis 23. Novbr. 


Bartholomäi. Getauft: Zimmergeſ. Kretſchmer 
Tochter Margaretbe Louiſe Roſalie. Marine-Verwalter 
Gzernidi Sohn Carl Friedrich Alfred. Tiſchlergeſ. Vor⸗ 
bauer Sohn Kleophas Philipp ruft. Tiſchlermeiſter 
Bartz Sohn Eduard Auguſt Max. 

Aufgeboten: Tiſchler Louis Ed. Poltrock mit Cathar. 
Marie Holze aus Galſte bei Lüneburg. 

Geſtorben: Lazareth⸗Caſſirer Jacob Theod. Vollmer, 
64 J., Abzehrung. Tuchmachermſtr. Joh. Chriſt. Woller⸗ 
mann, 68 J. 5 M., Waſſerſucht. Bernſteinarb.⸗Geh.⸗Frau 
Jacobine Juliane Müller, 28 J. 5 M., Waſſerſucht. 
Zimmergeſ. Ziemer Sohn Friedr. Wilh, 4 J., Krämpfe. 

St. Barbara. Getauft: Hauptzollamts Aſſiſtent 
u. Lieutenant Schlichting Tochter Clara Auguſte Marie. 
Tiſchlergeſ. Schuſter Tochter Anna Catharine. Schloſſer⸗ 
geſell Wichmann Sohn Ferdinand Theodor Marx. 


Aufgeboten: Schutzmann Joh. Jac. Mielke mit 
Igfr. Juliane Charl. Steinke. 
Geſtorben: Holzkapitain Romey Sohn Conrad 


Friedrich Auguſt, 6 M., Waſſerkopf. Schmiedegeſ. Maaß 
Sohn Eugen Woldemar, 1 J. 5 M., Abzehrung. Oder⸗ 
kahnſchiffer Seidel Tochter Amande, 2 J. 4 M., Halsbräune. 

St. Nicolai. Getauft: Kutſcher Marſchall Sohn 
Felix Julius Gelaſius. Buchdrucker Laage Tochter Emma 
Margaretha. Schmiedegeſ. Kolinski Sobn Auguſt Johann. 
Hofbeſitzer Döring Tochter Anna Cöleſtine Hedwig. 

St. Birgitta. Getauft: Schneidergeſ. Waffil- 
kowski Sohn Johannes Aloyſius. Schneidergeſ. Olſinski 
Tochter Maria Helena Mathilde. Schuhmachergeſ. Szelinske 
Tochter Laura Johanna. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


24| 4| 337,67 6,6 W. Hau, bew. Himmel. 
25 8] 338,93 | 6,0 SSW. flau, bew. Himmel, 

| trübes regniges Wetter. 

12 339,34 7,2 S. mäßig, bew. Himmel. 


Schiffs-Napport aus UMeufahrwaſſer. 
Retournirt am 25. November. 
de Vries, Jacoba Geſina; u. Mever, Robert. 
Geſegelt: 1 Dampfſchiff m. Stückgütern. 


Ankommend: 1 Brigg u. 1 Ever. Wind: SW. 


Börfen-Verkänfe zu Danzig am 25. November. 


Weizen, 130 Laſt, 135pfd. fl. 445; 131 pfd. fl. 410, 420 
130. 3upfd. fl. 415; 130pfd. fl. 385, 400; 128pfd. 
fl. 390; 127. 28pfd. fl. 405; 124. 2 pfd. fl. 375; 
119pfd. fl. 345 Alles pr. 85pfd. 

Roggen, alt 121pfd. fl. 225 mit Geruch pr. 81àpfd.; 
friſch. 123 .24pfd. fl. 228; 126. 27pfd. fl. 240; 120pfd. 
fl. 246 pr. 815 reſp. 125pfd. 

Gerſte, große, 75pfd. Alth. fl. 231 pr. 75pfd. Connoiſſ. 

Erbſen, weiße, fl. 270. . 


Thorn paſſirt und nach Danzig beſtimmt 
vom 21. bis incl. 24. November: 


eee Fremde. 

m Engliſchen Haufe: 

Königl. Preuß. Legations - Rath Baron v. Pirch⸗ 
Wobenſin a. St. Petereburg. Rittergutsbeſ. Steffens 
n. Gattin a. Mittel Golmkan. Schiffs mäkler Philippfen 
a. Antwerpen. Die Kaufl. Stobkerk a. Edinburg 
Ephraim u. Helle a. Berlin und Gading a. Bremen. 
Frau Rittergutsbeſitzerin Mankiewicz n. Fräul. Tochter 


a. Janiſchau. 
Hotel de Berlin 
Agent Mendelſohn a. Elbing. Die Kaufl. Hölbriegel 
a. Berlin u. Schnädelbach a. Saalfeld. 
Walter's Hotel: 
Die Rittergutsbeſ. Douglaß a. Grasnitz und Drawe 
a. Saczkozin. Gutsbeſ. Ziehm a. Adl. Liebenau. Ober⸗ 
Inſpector Bartels a. Roſenwalde. Die Kaufl. Wolff 
a. Berent, Raphaeli a. Berlin und Bahte n. Gattin 


a. Schöneck. 
Hotel de Thorn: 

Die Gutsbeſ. v. Bülow a. Natel und Kunkel aus 
Goſitz. Volontair Grützmacher a. Neubef. Die Kauf. 
Löwenſtein a. Oldenburg, Döring a. Düſſeldorf, Belget 
a. Coblenz, Pulach a. Liegnitz u. Ortmann a. Warten“ 
burg. Rentier Ehlert a. Königsberg. Schiffs-Capitain 
Sachs a. Elbing. 

Deutſches Haus: 

Gaſtwirth Kayſer a. Stuhm. Die Kaufl. Schwarz 
a. Danzig, Kanatzewski a. Warſchau u. Mäuſel a. Berlin 
— V3 


Bekanntmachung. 
Von den durch unſere Bekanntmachung vom 
21. December 1861 zum 1. Juli 1862 
gekündigten Danziger Stadt⸗ (Gas-) Obligationen 
ſind folgende: 
A 16 über 1000 Thlr., 


„ 
1 80° 7, 
und F 346 „ 25 


noch immer nicht zur Einlöſung präſentirt. 

Die Inhaber werden daher aufgefordert, ſich nun- 
mehr baldigſt bei unſerer Kämmerei - Haupt Kaſſe 
zu melden, und gegen Rückgabe der Obligationen den 
Nennwerth derſelben in Empfang zu nehmen. 

Da vom 1. Juli 1862 ab jede Verzinſuug des 
Capitals aufhört, wie ſchon in unſerer obigen 
Bekanntmachung angedeutet iſt, ſo haben die Inhaber 
der Obligationen ſich die, durch ferner verzögerte Ad 
hebung entſtehenden Zinſenverluſte, allein zuzuſchreiben 

Danzig, den 20. November 1863. 

Der Magiſtrat. 


— — ſ%— 

Stadt- Theater zu Danzig. 

Dounnerftag, den 26. Nopbr. (Abonnement suspendu.) 
Benefiz für Fräulein Krüger. Zum erſten 
Male: Die Lady in Trauer. Schauſpiel in 
5 Akten von Trauen. 

Freitag, den 27. November. (3. Abonnement No. 9) 
Zum erſten Male wiederbolt: Das verlorene 
Paradies. Luſtſpiel in 1 Akt von Otto. Hierau 
zum erſten Male wiederholt: Ein ſchweres 
Geſtändniß. Luſtſpiel in 1 Akt v. L. Crelinger. 
Zum Schluß: Das Penſionat. Komiſche Oper 
in 2 Akten von Suppe. 


—— 
Zur gefälligen Kenntnißnahme! 
Der von dem hieſigen Criminal Gericht verurtheille 
Stuhlmachermeiſter H. Klippenburg heißt mil 
Vornamen Carl Heinrich Klippenburg und 
wohnt Burggrafenſtraße Nr. 12., was ich 
hiermit, um Verwechſelungen mit mir zu vermeiden, 
zur Kenntniß des Publikums bringe. 

Otto S. Klippenburg - 
Stuhlmachermeiſter, 
Johannisgaſſe Nr. 40. 


Teltower Dauer-Rübchen 


und ital. Maronen empftenlt 
F. A. Durand. 


Frische Kieler Sprotten 


erhielt und empfiehlt 


F. A. Durand. 


Ich wohne jetzt Johannisgaſſe Nr. 16 
W. v. Glowacki, 


5032 fichtene Balken u. Rundholz. Büch ſenmachermeiſter. 
Berliner Börfe vom 24. November 1863. 

3 r. Sh. n enen eee 

Oſtpreußiſche Pfandbriefe 34 — | 803 | Danziger Privat bang q 4498 — 
do. do. .... 4 914 — [Königsberger Privatbank 4 1004 — 
Pommerſche do. . 3 — 85 Pomm erſche Uenten briefe 4934 924 
do. do. 4974 972 poſenſche do. een 
po ſenſche do. „„ „ ar" pteuiſch do. RT 
do. 0. .. . . 31 | — Preußiſche Pank-Antheil- Scheine 44 1211 — 
do. neut do. 9. 4 90% 90% Oeſterreich. Metalliquess . 5 60 5% 
Weſtpreußiſche do. Annen 11 81 do. Uational-Anleige 565 — 
do. do. er ee BE do. Prämien-Anlei e 414 — 5 

do. do. neue 4 — — Auſſ.-polniſche Schatz-Obligationen 44— 6 
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